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263 OZWIR 2000, Heft 6 
BUCHBESPRECHUNGEN 
SchimanskyIBunte/lwowski (Hrsg.). Bankrechts-Handbuch 
3 Bände u, Ordner zur Fortsetzung, Verlag C. H. Beck, München. 1997.4043 S., gebunden, 870,- DM sowie 
Erste Ergänzungslieferung Stand Januar 1999, Loseblatt, 78 S., 38,- DM. 
Die Anzahl der Neuerscheinungen von Gesamtdarstellungen 
und Lehrbüchern des Bankrechts in jüngster Zeit ist gerade­
zu erstaunlich. Aus dieser Vielzahl ragt mit dem Bankrechts­
Handbuch ein Werk deutlich heraus. Das Handbuch hat sich 
aufgrund der Breite und Tiefe seiner Darstellung innerhalb 
der kurzen Zeit seit seinem Erscheinen zum Standardwerk in 
diesem Rechtsgebiet entwickelt. Die häufige Zitierung belegt, 
daß Rechtsprechung und Schrifttum das Werk nicht nur als 
kompetentes Nachschlagewerk, sondern als Quelle fundier­
ter Darstellung und wissenschaftlicher Aufarbeitung schätzen. 
Das Gesamtwerk gliedert sich in 5 Abschnitte, die wieder­
um in 25 Kapitel und 141 Paragraphen unterteilt sind. Es 
wird durch ein mehr als 120seitiges Stichwortverzeichnis 
bestens erschlossen. In zahlreichen Anhängen zu einzelnen 
Kapiteln finden sich einschlägige rechtliche Vereinbarungen, 
Geschäftsbedingungen, Richtlinien u. ä. Dem Leser wird da­
mit ein umfassender Service geboten, da viele dieser Regelun­
gen ansonsten nur schwer zugänglich wären. Die insgesamt 
35 Verfasser sind als Richter, Wissenschaftler oder Bankjuri­
sten tätig. Bei der Lektüre fällt auf, daß das Werk trotz der 
Vielzahl der Bearbeiter in sich geschlossen wirkt. 
Der erste Band widmet sich den Allgemeinen Grundlagen 
des Bankrechts. Im ersten Abschnitt werden der allgemeine 
Bankvertrag, die AGB der Banken, Bankgeschäfte mit Aus­
landsbezug, das Bankkonto, das Bankgeheimnis sowie die 
Beratungs-, Warn- und Aufklärungspflichten der Banken 
behandelt. Der zweite Abschnitt beschäftigt sich mit dem 
bargeldlosen Zahlungsverkehr. Erläutert werden der Zah­
lungsverkehr im allgemeinen Girovertrag und Kontokorrent, 
Überweisungen und automatisierte Zahlungen, Lastschriften, 
Scheck und Wechsel sowie der kartengesteuerte Zahlungs­
verkehr und Point-of-Sale Systeme. 
Band 2 enthält den dritten Abschnitt, der das Einlagen­
und Kreditgeschäft umfaßt. Erläutert werden das Einlagenge­
schäft, das Depot- und Verwahrungsgeschäft, alle Erschei­
nungsformen des banktypischen Kreditvertrags, typische und 
atypische Kreditsicherheiten und sonstige Finanzierungsge­
schäfte, womit Leasing, Factoring und Forfaitinggeschäft ge­
meint sind. 
Band 3 schließlich widmet sich dem Wertpapier-, Geld­
und Auslandsgeschäft (4. Abschnitt) und dem Öffentlichen 
Bankrecht einschließlich seiner europarechtlichen Vorgaben 
sowie dem Kartellrecht und der Aufsicht über staatliche Bei­
hilfen (5. Abschnitt). 
Das Bankrecht ist kein einheitliches, in sich geordnetes 
Rechtsgebiet, sondern - wie auch das Vorwort zum Hand­
buch betont ein Konglomerat öffentlich-rechtlicher und 
privatrechtlicher Vorschriften sowie vertraglicher Regelun­
gen. Trotz dieser unübersichtlichen Vielfalt ist es den Her­
ausgebern und Autoren des Handbuchs gelungen, diese Fülle 
des Stoffs zu ordnen und sehr transparent zu machen. 
Nachdem die drei gebundenen Bände schon Gegen­
stand ausführlicher Besprechungen waren (vgl. etwa Uwe H. 
Schneider, AG 1998, 5lf; Berger, ZHR 162 [1998], 735ff; 
Michalski, WM 1999, 196; Rimmelspacher, WM 1999, 561ff; 
Ott, WM 1999, 705ff), soll der Schwerpunkt im folgenden 
auf der ersten Ergänzungslieferung liegen. Der gleich mit 
dem Hauptwerk gelieferte Ordner für Ergänzungslieferungen 
ließ erwarten, daß das Handbuch bis zum Erscheinen der 
2. Auflage regelmäßig auf dem neuesten Stand gehalten wird. 
Diese Konzeption einer "Zwischenberichterstattung« ist bei 
derart umfangreichen Werken sehr sinnvoll, zumal bei einem 
Rechtsgebiet wie dem Bankrecht, das in einem stetigen Wan­
del begriffen ist. So sind seit Erscheinen des gebundenen 
Werks zahlreiche gesetzliche Neuerungen verabschiedet wor­
den, mit denen erhebliche Eingriffe in das Bank- und Kapi­
talmarktrecht verbunden waren (z. B. die Sechste KWG-No­
velle, das Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungs­
gesetz, das Dritte Finanzmarktförderungsgesetz). Auch die 
Bankpraxis weist zahlreiche Neuerungen auf, wie etwa die 
sich allmählich durchsetzende Geldkarte, die im gebundenen 
Teil des Werks (§ 68) noch keine Berücksichtigung gefunden 
hat, oder wie das sich rasch wandelnde OnIine-Banking, das 
sich mehr und mehr von dem im Handbuch beschriebenen 
Btx-Verfahren (§ 55) entfernt. Rechtsprechung und Schrift­
tum tun ein Übriges, um zum Wandel des Rechtsgebiets 
beizutragen. 
Die erste Ergänzungslieferung greift nur einen Teil der ge­
nannten Neuerungen auf, aktualisiert also nicht das gesamte 
Werk, sondern nur einzelne Paragraphen. 
Bunte erläutert die jüngste Rechtsprechung des BGH zu 
den Bankgebühren (wie etwa die Barclay-Entscheidung, 
WM 1997,2244), die eine Aktualisierung der §§ 5 und 7 des 
Handbuchs (AGB-Banken bzw. Zinsen, Entgelte, Auslagen) 
erforderlich machte. Bunte stellt die Rechtsprechung des 
BGH zu kontrollfreien Preisabreden (§ 8 AGBG) und kon­
trollfähigen Preisnebenabreden sowie die an dieser Recht­
sprechung geübte Kritik dar. Im einzelnen geht er dann aus­
führlich auf die Urteile zu Entgelten bei Freistellungsauf­
trägen, Kreditkartenentgelten, Lastschrift -Rückgaben, Wert­
stellungsklauseln und den Entgelten bei Nichtausführung 
von Überweisungen, Daueraufträgen und der Nichteinlösung 
von Schecks ein. 
Bruchner wendet sich den Änderungen des § 261 StGB, 
der StPO. des Geldwäschegesetzes und des Finanzverwal­
tungsgesetzes zu, die durch das Gesetz zur Verbesserung der 
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität vom 4.5.1998 
eingeführt worden waren. 
Van Gelder aktualisiert den Anhang 2 zu §§ 56-59 des 
Handbuchs, indem er die neuen Formulare mit der Vereinba­
rung über den Einzug von Forderungen durch Lastschriften 
abdruckt. 
Der umfangreichste Teil der Lieferung entfällt auf die Dar­
stellung der Reform des Aufsichtsrechts. Fischer gibt zu­
nächst einen allgemeinen Überblick über die seit 1997 einge­
führten Neuerungen im Bereich des Aufsichtsrechts (Nachtr. 
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zu §§ 125-133 Rdn. 1 fi). Begrüßenswert ist dabei insbeson­
dere, daß er kurz auf die den Neuerungen zugrundeliegenden 
EG-Richtlinien eingeht. Die weitere Darstellung der Details 
orientiert sich an der Abfolge der jeweiligen Kapitel im ge­
bundenen Teil des Handbuchs und erlaubt dem Leser damit 
eine schnelle Einarbeitung in altes und neues Recht. Als ge­
lungen erweist sich die Darstellung der Veränderungen in der 
Struktur der Aufsicht und Arbeitsteilung von Banken-, Wert­
papier- und Börsenaufsicht. Der anschließende Abschnitt 
widmet sich den Instrumenten der Bankaufsicht, insbesonde­
re dem neuen § 6 Abs. 3 KWG (umfassende Kompetenz zum 
Erlaß von Anordnungen). Mit dessen Einführung hat der Ge­
setzgeber auch auf die Kritik (deutlich etwa Fischer in: Bank­
rechts-Handbuch, § 126 Rdn. 14) an der Praxis des BAKred 
reagiert, mißbilligte Geschäftspraktiken eines Kreditinstituts 
im Wege von informellen Maßnahmen gegenüber den Ge­
schäftsleitern »abzustellen«. Ausführlich geht Fischer an­
schließend auf den Gegenstand der Aufsicht ein. Die Be­
schreibung der erfaßten Bankgeschäfte konzentriert sich nur 
auf die Neuerungen. Sehr hilfreich ist, daß Fischer in den 
Rdn. 57 ff einen Überblick über die neu in das KWG ein­
gefügten Legaldefinitionen gibt und so einen Weg durch die 
»babylonische Begriffsverwirrung« (so WeberlNägele, ZfgK 
1998, 753 ff) der Sechsten KWG-Novelle aufzeigt. Die Er­
laubnis und die Organisations pflichten sind Gegenstand des 
nächsten Kapitels. Dabei weist Fischer insbesondere auf die 
Schwierigkeiten bei der Auslegung des neuen § 25a Abs. 2 
KWG hin, der das outsourcing regelt. Die beiden folgenden 
Kapitel wenden sich den Eigenmitteln und der Liquidität so­
wie Kreditbeschränkungen und -kontrollen zu. 
Fischer beschließt die Aktualisierung des Aufsichtsrechts 
mit sehr umfangreichen Ausführungen zur Einlagensiche­
rung und Anlegerentschädigung (Rdn. 121 ff). Nach kurzer 
Beschreibung der beiden einschlägigen EG-Richtlinien stellt 
er ausführlich das zu ihrer Umsetzung ergangene Einlagen­
sicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetz dar. Auf die 
bestehenden Kontroversen zur Auslegung dieses Gesetzes 
geht er leider nur sehr knapp ein. Die streitige Frage, ob die 
Richtlinien den nationalen Gesetzgeber verpflichten, den 
Einlegern im Entschädigungsfall einen Individualanspruch 
einzuräumen (zuletzt Sethe, ZBB 1998,305,313 i), klammert 
er aus und verweist auf die Ausführungen Buntes im gebun­
denen Teil des Handbuchs (§ 25 Rdn. 6). Dieser aber gibt nur 
das der Bankwirtschaft nahestehende Schrifttum wieder, so 
daß der Leser keinen Überblick über die Argumente der mitt­
lerweile herrschenden Gegenansicht erhält. Ähnlich knapp 
fällt die Wiedergabe der Diskussion um die kontrovers disku­
tierte Frage aus, ob das in den Richtlinien enthaltene Export­
verbot und das Topping-up-Gebot richtlinienkonform ins 
deutsche Recht umgesetzt wurden. Fischer betont, Gesetz­
geber und Kreditinstitute hätten einen Weg gefunden, der das 
in der Einlagensicherungsrichtlinie enthaltene Exportverbot 
und die Topping-up-Verpflichtung praktisch ins Leere laufen 
ließe (Rdn. 127 a. E.). Derartige Stellungnahmen lassen er­
hebliche Zweifel daran aufkommen, wie europarechtstreu 
man sich in der Kreditwirtschaft verhält. Zweifel an der 
Europarechtskonformität hatte deshalb Dreher geäußert, der 
- aufgrund von Aussagen des Bundesverbands deutscher 
Banken - eine europarechtswidrige Kollusion von Gesetz­
geber und Bankwirtschaft annahm (ZIP 1998, 1777 ff). Man 
kann die Stellungnahmen der Kreditwirtschaft und die von 
Fischer sicherlich entsprechend interpretieren, m. E. fehlen 
aber ausreichende Anhaltspunkte für ein kollusives Ver­
halten von seiten des Gesetzgebers (dazu Sethe, ZIP 1999, 
1461 ff). 
Fischer fährt fort, indem er dem EuGH die richterliche 
Kompetenz abspricht. Er behauptet, der EuGH habe in 
seinem Einlagensicherungsurteil (EuGH, 13.5. 1997, Rs. C­
233/94, Slg. 1997, I-2405ff) formelhafte Begründungen oder 
Zweckmäßigkeitsüberlegungen angestellt. Das Urteil zeige 
»ein weiteres Mal, daß eine ernstzunehmende Rechts­
kontrolle europäischer Rechtssetzungsakte nicht stattfinde« 
(Rdn. 127). Sicherlich leuchtet das Urteil vom Ergebnis her 
nicht ein, da die deutschen Einlagensicherungsfonds ihren 
hohen Sicherungsstandard nicht exportieren dürfen und ge­
rade deshalb »bestraft« werden, weil ihr Produkt demjenigen 
der anderen Mitgliedstaaten überlegen ist (kritisch deshalb 
Rohe, RabelsZ 60 [1996], 1, 43; Steuer, WM 1998, 2449, 
2451; Sethe, ZBB 1998,305,311; ders. ZIP 1999, 1461). Da 
den nationalen Instanzen jedoch kein Notwehrrecht gegen 
Europa zusteht (aufschlußreich Rohe, EuZW 1997, 491 ff, 
der entsprechende Tendenzen zu Recht beklagt), muß man 
das Urteil des EuGH wohl akzeptieren und kann nur auf po­
litischem Wege versuchen, eine Änderung herbeizuführen. 
Keinesfalls aber ist die Kreditwirtschaft berechtigt, in ihren 
Einlagensicherungsfonds eine europarechtswidrige Umsetzung 
der Richtlinien zu praktizieren. Wie an anderer Stelle dar­
gelegt (Sethe, ZIP 1999, 1461 ff; ders., in: AssmannlSchütze 
[Hrsg.], Handbuch des Kapitalanlagerechts, 1. Ergänzungs­
lieferung zur 2. Aufl., Stand 3/99, § 30 Rdn. 55, 68 i), ergibt 
eine richtlinienkonforme Interpretation des Einlagensiche­
rungs- und Anlegerentschädigungsgesetzes, daß dessen §§ 13, 
14 auch auf die freiwilligen Entschädigungseinrichtungen an­
zuwenden sind. Denn die Kommission hatte mit dem Export­
verbot gerade die freiwilligen deutschen Einlagensicherungs­
fonds erfassen wollen und hatte sich damit über die von der 
Bundesrepublik über Jahre hinweg erhobenen Bedenken hin­
weggesetzt. Mit diesem für Deutschland unbilligen Ergebnis 
wird man nun leben müssen (wobei das Exportverbot zu­
nächst bis Ende 1999 befristet ist). Man darf das Urteil und 
die aus der Richtlinie folgenden pflichten bei der Auslegung 
nationalen Recht nicht einfach »weginterpretieren«. 
Bunte erläutert abschließend die Sechste GWB-Novelle 
und aktualisiert damit § 139 des Handbuchs, der das natio­
nale Kartellrecht der Kreditwirtschaft beschreibt. 
Die Nachlieferung bringt das Bankrechts-Handbuch in 
wesentlichen Teilen auf den neu esten Stand. Wie auch das 
Vorwort der Lieferung betont, wurden nicht alle bedeuten­
den Änderungen des Bankrechts eingearbeitet. Es wäre da­
her wünschenswert, wenn bald eine zweite Nachlieferung 
mit den noch fehlenden Aktualisierungen folgen würde. Bei 
der Vielzahl der Bearbeiter ist dies sicherlich kein leichtes 
Unterfangen, würde aber die ohnehin große Akzeptanz des 
Handbuchs in Wissenschaft und Praxis weiter fördern. 
Wiss. Ass. Dr. Rolf Sethe, LL.M., Tübingen 
